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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 18. Jänner 1977 7. Stück

23. Auslieferungsvertrag zwischen der Republik Österreich und der Französischen Republik
(NR: GP XIV RV 40 AB 129 S. 21. BR: AB 1485 S. 350.)

2 4 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen durch die Bundesrepublik Deutschland

2 5 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Auslieferungsübereinkommens durch die Bun-
desrepublik Deutschland

23.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

AUSLIEFERUNGSVERTRAG ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER

FRANZÖSISCHEN REPUBLIK

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Französischen Republik

haben in dem Wunsch, die mit der Auslieferung
von Rechtsbrechern zusammenhängenden Fragen
einvernehmlich zu regeln, zu Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Dr. Christian B r o d a , Bundesminister für Justiz

Der Präsident der Französischen Republik:
Jean L e c a n u e t , Staatssiegelbewahrer, Justiz-

minister,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten über folgende Be-
stimmungen übereingekommen sind:

Artikel 1

Die Hohen Vertragschließenden Parteien ver-
pflichten sich, einander gemäß den durch die fol-
genden Artikel vorgesehenen Regeln und Be-
dingungen Personen auszuliefern, die sich auf
dem Gebiet eines der beiden Staaten befinden
und durch die Justizbehörden des anderen Staates
verfolgt werden oder verurteilt worden sind.

Artikel 2

(1) Die Hohen Vertragschließenden Parteien
liefern weder ihre eigenen Staatsangehörigen noch
andere Personen aus, deren Auslieferung nach den
Bestimmungen dieses Vertrages nicht zulässig ist.
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(2) Wird die Auslieferung abgelehnt, weil die
auszuliefernde Person Angehöriger des ersuchten
Staates ist, so ist dieser verpflichtet, soweit er Ge-
richtsbarkeit über diese Person hat, die Möglich-
keit zu prüfen, sie zu verfolgen, wenn sie im Ge-
biet des ersuchenden Staates strafbare Handlungen
begangen hat, die in beiden Staaten als Ver-
brechen oder als Vergehen bestraft werden.

Artikel 3

(1) Ausgeliefert wird wegen
a) einer Handlung oder wegen Handlungen,

die nach dem Recht der Hohen Vertrag-
schließenden Parteien Verbrechen oder Ver-
gehen darstellen, die nach diesem Recht mit
einer Freiheitsstrafe oder einer die Freiheit
beschränkenden Maßnahme der Sicherung
und Besserung im Höchstmaß von minde-
stens einem Jahr oder mit einer strengeren
Strafe bedroht sind;

b) Verurteilungen durch die Gerichte des er-
suchenden Staates wegen der in a) bezeich-
neten Verbrechen oder Vergehen zu einer
Freiheitsstrafe oder die Freiheit beschrän-
kenden Maßnahme der Sicherung und Bes-
serung, wenn die Dauer der zu vollstrecken-
den Strafe oder Maßnahme mindestens drei
Monate beträgt;

c) Verurteilungen wegen nach dem Recht der
Hohen Vertragschließenden Parteien straf-
barer Handlungen zu Freiheitsstrafen oder
die Freiheit beschränkenden Maßnahmen
der Sicherung und Besserung, von denen
insgesamt noch mindestens drei Monate zu
vollstrecken sind, sofern eine der strafbaren
Handlungen nach dem Recht der Hohen
Vertragschließenden Parteien mit einer Frei-
heitsstrafe oder die Freiheit beschränkenden
Maßnahme der Sicherung und Besserung
von mindestens einem Jahr bedroht ist.

(2) Im Sinn dieses Vertrages bedeutet der Aus-
druck „Maßnahme der Sicherung und Besserung"
jede die Freiheit beschränkende Maßnahme, die
durch Urteil eines Strafgerichts neben oder an
Stelle einer Strafe angeordnet worden ist.

(3) Bei der Anwendung dieses Artikels ist der
Grundsatz der Nichtrückwirkung eines strengeren
Strafgesetzes zu beachten.

Artikel 4

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn
die strafbare Handlung, derentwegen sie begehrt
wird, vom ersuchten Staat als eine politische straf-
bare Handlung oder als eine kriminelle strafbare
Handlung, die zu einem überwiegend politischen
Zweck begangen worden ist, angesehen wird.

(2) Der Angriff auf das Leben eines Staatsober-
hauptes oder eines seiner Familienangehörigen
wird nicht als politische strafbare Handlung ange-
sehen.
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(3) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn
der ersuchte Staat ernstliche Gründe hat anzuneh-
men, daß das Auslieferungsersuchen wegen einer
kriminellen strafbaren Handlung gestellt worden
ist, um eine Person aus rassischen, religiösen, na-
tionalen oder auf politischen Anschauungen be-
ruhenden Erwägungen zu verfolgen oder zu be-
strafen, oder daß die Person der Gefahr einer Er-
schwerung ihrer Lage aus einem dieser Gründe
ausgesetzt wäre.

Artikel 5

Dieser Vertrag ist auf die Auslieferung wegen
militärischer strafbarer Handlungen, die nicht
auch nach allgemeinem Recht strafbar sind, nicht
anwendbar.

Artikel 6

Wegen strafbarer Handlungen auf dem Gebiet
der Steuern, der Zölle, der staatlichen Monopole
und der Devisenkontrolle wird die Auslieferung
unter den Bedingungen dieses Vertrages insoweit
bewilligt werden, als es in besonderen Verein-
barungen festgelegt wird.

Artikel 7

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn
die strafbare Handlung, derentwegen sie begehrt
wird,

a) im ersuchten Staat begangen worden ist;
b) im ersuchten Staat verfolgt wird oder in

diesem Staat rechtskräftig abgeurteilt wor-
den ist;

c) außerhalb des Gebietes des ersuchenden
Staates von einer diesem Staat nicht ange-
hörenden Person begangen worden ist und
wenn die Rechtsvorschriften des ersuchten
Staates die Verfolgung von außerhalb sei-
nes Gebietes durch einen Ausländer began-
genen strafbaren Handlungen derselben
Art nicht zulassen.

Artikel 8

Die Auslieferung wird nicht bewilligt,
a) wenn nach den Rechtsvorschriften eines der

beiden Staaten die Strafverfolgung oder die
Strafvollstreckung bei Einlangen des Er-
suchens beim ersuchten Staat verjährt ist;

b) wenn im ersuchenden Staat eine Amnestie
eingetreten ist.

Artikel 9

Die Auslieferung kann abgelehnt werden, wenn
die Handlung nach dem Recht nur eines der bei-
den Staaten mit der Todesstrafe bedroht ist.

Artikel 10

(1) Das Auslieferungsersuchen wird auf diplo-
matischem Weg gestellt.

(2) Anzuschließen sind ihm die Urschrift oder
die beglaubigte Ausfertigung entweder eines voll-
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streckbaren verurteilenden Erkenntnisses oder
eines Haftbefehls oder jeder anderen nach den
Formvorschriften des ersuchenden Staates aus-
gestellten Urkunde mit gleicher Rechtswirkung.

(3) Die näheren Umstände der Handlungen,
derentwegen um Auslieferung ersucht wird, Zeit
und Ort ihrer Begehung und die rechtliche Wür-
digung sind unter Bezugnahme auf die anwend-
baren Gesetzesbestimmungen so genau wie mög-
lich anzugeben. Beizufügen ist auch eine Abschrift
der anwendbaren Gesetzesbestimmungen sowie
gegebenenfalls eine Abschrift der die Vollstreck-
barkeit des verurteilenden Erkenntnisses begrün-
denden Urkunden. Nach Möglichkeit sind die
Beschreibung der auszuliefernden Person und
alle zur Feststellung ihrer Identität und Staats-
angehörigkeit geeigneten Angaben beizufügen.

Artikel 11

(1) Auf Ersuchen der Justizbehörden des er-
suchenden Staates kann der ersuchte Staat gemäß
seinen Rechtsvorschriften die vorläufige Verhaf-
tung der gesuchten Person vornehmen.

(2) Das Ersuchen um vorläufige Verhaftung
wird den zuständigen Behörden des ersuchten
Staates entweder unmittelbar auf dem Postweg
oder telegraphisch oder durch jedes andere Nach-
richtenmittel übersendet, das Schriftspuren hin-
terläßt. Es hat anzuführen, daß eine der im
Artikel 10 Abs. 2 erwähnten Urkunden vor-
handen ist, und die Absicht bekanntzugeben, ein
Auslieferungsersuchen zu stellen. Ferner sind dar-
in die strafbare Handlung, derentwegen um Aus-
lieferung ersucht wird, Zeit und Ort ihrer Be-
gehung sowie die möglichst genaue Beschreibung
der auszuliefernden Person anzuführen. Der
ersuchenden Behörde ist unverzüglich mitzu-
teilen, inwieweit ihrem Ersuchen Folge gegeben
worden ist.

Artikel 12

(1) Der ersuchte Staat kann die vorläufige Haft
aufheben, wenn ihm nicht innerhalb von
20 Tagen nach der Verhaftung das Auslieferungs-
ersuchen und die im Artikel 10 erwähnten Ur-
kunden vorliegen. Auf Verlangen des ersuchen-
den Staates kann diese Frist auf 40 Tage erstreckt
werden, wenn es besondere Umstände erfordern.
Sie beträgt zwei Monate, wenn das Ersuchen um
vorläufige Verhaftung von einer außereuro-
päischen Behörde ausgeht.

(2) Die Freilassung steht der Verhaftung und
der Auslieferung nicht entgegen, wenn das Aus-
lieferungsersuchen später einlangt.

Artikel 13

Benötigt der ersuchte Staat, um sich zu verge-
wissern, daß die durch diesen Vertrag geforderten
Bedingungen gegeben sind, ergänzende Auskünfte,
so verständigt er, falls ihm der Mangel behebbar
erscheint, den ersuchenden Staat hievon auf



7. Stück — Ausgegeben am 18. Jänner 1977 — Nr. 23 371

diplomatischem Weg. Für das Einlangen dieser
Auskünfte kann vom ersuchenden Staat eine
Frist gesetzt werden.

Artikel 14

(1) Wird wegen derselben Handlung oder
wegen verschiedener Handlungen von mehreren
Staaten zugleich um Auslieferung ersucht, so ent-
scheidet der ersuchte Staat frei unter Berücksich-
tigung aller Umstände, insbesondere der Mög-
lichkeit einer späteren Auslieferung zwischen den
ersuchenden Staaten, des Zeitpunktes der Er-
suchen, der verhältnismäßigen Schwere und des
Begehungsortes der strafbaren Handlungen.

(2) Gegebenenfalls stimmt der ersuchte Staat
zugleich zu, daß der ersuchende Staat die Person,
deren Auslieferung ihm bewilligt wird, an den
dritten Staat ausliefert, der sie ebenfalls verlangt
hat.

(3) Wird die Auslieferung einem dritten Staat
bewilligt, so wird das Auslieferungsersuchen des
ersuchenden Staates vom ersuchten Staat als Er-
suchen um Zustimmung zur Weiterlieferung durch
den dritten Staat an den ersuchenden Staat be-
handelt.

Artikel 15

(1) Der ersuchte Staat gibt seine Entscheidung
über die Auslieferung dem ersuchenden Staat auf
diplomatischem Weg bekannt.

(2) Jede vollständige oder teilweise Ablehnung
ist zu begründen.

(3) Wenn die Auslieferung bewilligt worden
ist, verständigt die ersuchte Partei die ersuchende
Partei von dem Ort und dem Zeitpunkt der
Übergabe sowie von der Dauer der erlittenen
Haft.

(4) Die Hohen Vertragschließenden Parteien
können, wenn die Umstände es rechtfertigen,
auf Grund eines von einer von ihnen rechtzeitig
gestellten Ersuchens einen anderen Zeitpunkt und
allenfalls einen anderen Ort für die Übergabe der
auszuliefernden Person vereinbaren.

(5) Wenn die ersuchende Partei die Person nicht
an dem Ort und zu der Zeit wie nach den Ab-
sätzen 3 und 4 dieses Artikels festgelegt über-
nimmt, wird diese nach Ablauf einer Frist von
8 Tagen freigelassen; auf begründetes Ersuchen
der ersuchenden Partei kann diese Frist auf
15 Tage erstreckt werden. Die Auslieferung der
freigelassenen Personen kann wegen derselben
Handlungen nicht mehr verlangt werden.

(6) Der die Anwendung der Absätze 4 und 5
dieses Artikels betreffende Verkehr kann erfor-
derlichenfalls auf dem im Artikel 11 Abs. 2
dieses Vertrages vorgesehenen Weg durchgeführt
werden.

(7) Die Bestimmungen dieses Artikels sind
auch auf die Überstellung im Luftweg anzuwen-
den.
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Artikel 16

(1.) Wird die auszuliefernde Person im ersuchten
Staat wegen einer anderen als der dem Ausliefe-
rungsersuchen zugrunde liegenden strafbaren
Handlung verfolgt oder verurteilt, so muß dieser
Staat trotzdem über das Ersuchen entscheiden
und seine Entscheidung über die Auslieferung
dem ersuchenden Staat entsprechend den Vor-
schriften des Artikels 15 Abs. 1 und 2 bekannt-
geben. Die Übergabe des Beschuldigten wird je-
doch im Fall der Bewilligung aufgeschoben, bis
der Gerichtsbarkeit des ersuchten Staates Genüge
getan ist.

(2) Auf Verlangen des ersuchenden Staates
kann die auszuliefernde Person zeitweilig über-
stellt werden, um vor den Justizbehörden des
ersuchenden Staates zu erscheinen, unter der
ausdrücklichen Bedingung, daß sie in Haft gehal-
ten und, gleich welcher Staatsangehörigkeit sie ist,
zurückgestellt werden wird, sobald diese Behör-
den entschieden haben.

Artikel 17

(1) Die ausgelieferte Person darf wegen einer
anderen, vor der Übergabe begangenen straf-
baren Handlung als jener, die der Auslieferung
zugrunde lag, nur in den folgenden Fällen ver-
folgt, in einem kontradiktorischen Verfahren ver-
urteilt, zur Vollstreckung einer Strafe oder Maß-
nahme der Sicherung und Besserung in Haft ge-
halten oder einer sonstigen Einschränkung ihrer
persönlichen Freiheit unterworfen werden,

a) wenn der ersuchte Staat zustimmt. Zu
diesem Zweck stellt der ersuchende Staat
ein Ersuchen unter Anschluß der im
Artikel 10 Abs. 2 vorgesehenen Urkunden
und eines gerichtlichen Protokolls, das die
Erklärungen des Ausgelieferten zur Aus-
dehnung der Auslieferung enthält und an-
führt, daß ihm ermöglicht worden ist, an
die Behörden des ersuchten Staates eine Ver-
teidigungsschrift zu richten.

b) wenn die ausgelieferte Person, obwohl sie
dazu die Möglichkeit hatte, das Hoheits-
gebiet des ersuchenden Staates innerhalb
von 30 Tagen nach ihrer endgültigen Frei-
lassung nicht verlassen hat oder wenn sie
nach Verlassen dieses Gebietes freiwillig
dorthin zurückgekehrt ist.

(2) Der ersuchende Staat kann jedoch die zur
allfälligen Außerlandschaffung, zur Unter-
brechung der Verjährung oder zur Fertigstellung
der für die Erwirkung der Ausdehnung der Aus-
lieferung nötigen Unterlagen erforderlichen Maß-
nahmen treffen.

(3) Wird die der ausgelieferten Person zur
Last gelegte Handlung während des Verfahrens
rechtlich anders gewürdigt, so darf diese Person
nur insoweit verfolgt oder abgeurteilt werden,
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als die Tatbestandsmerkmale der rechtlich neu
gewürdigten strafbaren Handlung die Ausliefe-
rung gestatten würden.

Artikel 18

Außer in dem Fall, daß die ausgelieferte Per-
son im Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates
unter den im Artikel 17 Abs. 1 lit. b vorgesehe-
nen Bedingungen geblieben oder dorthin zurück-
gekehrt ist, ist die Zustimmung des ersuchten
Staates erforderlich, um dem ersuchenden Staat
die Auslieferung der ihm übergebenen Person
an einen dritten Staat zu gestatten. Zu diesem
Zweck stellt der ersuchende Staat, vorbehaltlich
des im Artikel 14 Abs. 2 vorgesehenen Falles,
an den ersuchten Staat ein Ersuchen unter An-
schluß einer Abschrift der von dem dritten Staat
beigebrachten Urkunden. Er übermittelt auch ein
gerichtliches Protokoll über die Erklärungen des
Ausgelieferten zu seiner Weiterlieferung durch
den. ersuchenden Staat an den dritten Staat.

Artikel 19

(1) Findet die Auslieferung statt, so werden
dem ersuchenden Staat alle Gegenstände über-
geben, die

a) als Beweisstücke dienen können,
b) aus der strafbaren Handlung herrühren,
c) als Gegenleistung für aus der strafbaren

Handlung herrührende Gegenstände erlangt
worden sind,

wenn sie im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates
gefunden werden.

(2) Die Übergabe kann auch stattfinden, wenn
die Auslieferung infolge der Flucht oder des
Todes der auszuliefernden Person nicht vollzogen
werden kann.

(3) Die Rechte, die der ersuchte Staat oder
dritte Personen an den Gegenständen etwa erlangt
haben, sind jedoch vorbehalten. Bestehen solche
Rechte, so werden diese Gegenstände so bald wie
möglich und kostenlos dem ersuchten Staat bei
Abschluß des im ersuchenden Staat durchgeführ-
ten Strafverfahrens zurückgestellt.

(4) Der ersuchte Staat kann die Gegenstände
zeitweilig zurückbehalten, wenn er sie als für ein
Strafverfahren nötig erachtet. Er kann sie des-
halb auch unter Vorbehalt der Zurückstellung
übergeben. In diesem Fall ist er verpflichtet, sie
seinerzeit wieder sobald tunlich zu übergeben.

(5) Der ersuchte Staat ist nicht verpflichtet,
Gegenstände zu übergeben, deren Einziehung
oder Vernichtung seine Behörden angeordnet
haben.

Artikel 20

(1) Die Durchlieferung durch das Hoheitsgebiet
einer der Hohen Vertragschließenden Parteien
wird auf Grund eines auf diplomatischem Weg
gestellten Ersuchens bewilligt, wenn diesem eine
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strafbare Handlung zugrunde liegt, die nach
den Bestimmungen dieses Vertrages ihrer Art nach
zu einer Auslieferung Anlaß geben könnte. Die
das Strafmaß betreffenden Bestimmungen sind
jedoch nicht zu berücksichtigen. Die Durchlie-
ferung von Staatsangehörigen des ersuchten
Staates wird nicht bewilligt.

(2) Der um die Durchlieferung ersuchte Staat
ist nicht verpflichtet, diese zu bewilligen, wenn
es sich um eine Person handelt, die im Hoheits-
gebiet dieses Staates Gegenstand eines Strafver-
fahrens oder einer vollstreckbaren Verurteilung
ist.

(3) Vorbehaltlich der Bestimmungen des Ab-
satzes 4 dieses Artikels ist die Vorlage der im Ar-
tikel 10 Abs. 2 erwähnten Unterlagen erforder-
lich.

(4) Bei Benützung des Luftweges sind folgende
Bestimmungen anzuwenden:

a) Ist eine Zwischenlandung nicht vorgesehen,
so verständigt der ersuchende Staat den
Staat, dessen Hoheitsgebiet überflogen wird,
und bestätigt das Vorhandensein einer der
im Artikel 10 Abs. 2 erwähnten Unter-
lagen. Im Fall einer unvorhergesehenen
Zwischenlandung hat diese Mitteilung die
Wirkung eines im Artikel 11 erwähnten
Ersuchens um vorläufige Verhaftung, und
der ersuchende Staat stellt ein formgerech-
tes Durchlieferungsersuchen.

b) Ist eine Zwischenlandung vorgesehen, so
stellt der ersuchende Staat ein formgerechtes
Durchlieferungsersuchen.

Artikel 21

(1) Die Kosten, die durch das Auslieferungsver-
fahren im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates
entstehen, gehen zu dessen Lasten. Die Kosten
einer in Anwendung des Artikels 15 Abs. 7 auf
dem Luftweg vorgenommenen Überstellung
gehen jedoch zu Lasten des ersuchenden Staates.
Im Falle der Auslieferung aus einem außereuro-
päischen Gebiet gehen die zwischen diesem Gebiet
und dem europäischen Gebiet des ersuchten
Staates entstehenden Kosten zu Lasten des er-
suchenden Staates.

(2) Die Kosten, die durch die Durchlieferung
im Hoheitsgebiet des um Durchlieferung ersuch-
ten Staates entstehen, gehen zu Lasten des er-
suchenden Staates.

Artikel 22

Die in Anwendung dieses Vertrages vorzu-
legenden Urkunden sind in der Sprache des er-
suchenden Staates zu errichten.

Artikel 23

(1) Die Hohen Vertragschließenden Parteien
können leinvernehmlich vereinbaren, daß Ver-
treter ihrer Außenministerien und Justizministe-
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rien zusammentreffen, um die Schwierigkeiten,
die sich aus der Anwendung dieses Vertrages er-
geben könnten, zu beheben.

(2) Wenn durch ein solches Zusammentreffen
eine Einigung nicht innerhalb von sechs Monaten
erzielt werden kann, so wird jede der Hohen Ver-
tragschließenden Parteien innerhalb von drei
Monaten einen Schiedsrichter bestellen. Können
sich diese beiden Schiedsrichter nicht einigen, so
werden sie einen dritten Schiedsrichter bestellen,
dessen Stimme den Ausschlag gibt.

(3) Kommt eine Einigung über die Wahl des
dritten Schiedsrichters nicht zustande, so wird
dieser auf Ersuchen einer der Hohen Vertrag-
schließenden Parteien durch den Präsidenten des
Internationalen Gerichtshofes ernannt.

Artikel 24

(1) Der Auslieferungsvertrag vom 13. Novem-
ber 1855 und die Additionalkonvention vom
12. Februar 1869 sowie die anderen auf die Aus-
lieferung bezüglichen zweiseitigen Vereinbarun-
gen zwischen Frankreich und Österreich werden
aufgehoben.

(2) Der Vertrag findet auch auf vor seinem
Inkrafttreten begangene Handlungen Anwen-
dung.

Artikel 25

(1) Der Vertrag ist zu ratifizieren und tritt
sechzig Tage nach dem Austausch der Rati-
fikationsurkunden, der so bald wie möglich in
Wien stattfinden wird, in Kraft.

(2) Er bleibt bis zum Ablauf eines Jahres von
dem Tag in Kraft, an dem eine der Hohen Ver-
tragschließenden Parteien der anderen notifiziert
hat, daß sie seine Wirksamkeit beenden will.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterzeichnet und ihr Siegel bei-
gesetzt.

Geschehen zu Paris, am 9. Juli 1975 in zwei
Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für den Bundespräsidenten der Republik
Österreich:

Broda m. p.

Für den Präsidenten der Französischen
Republik:

Lecanuet m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 26. November 1976 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem
Art. 25 Abs. 1 am 25. Jänner 1977 in Kraft.

Kreisky
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2 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 14. Dezember 1976 betreffend die Rati-
fikation des Europäischen Übereinkommens
über die Rechtshilfe in Strafsachen vom
20. April 1959 durch die Bundesrepublik

Deutschland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat die Bundesrepublik Deutschland
ihre Ratifikationsurkunde am 2. Oktober 1976
zum Europäischen Übereinkommen über die
Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. Nr. 41/1969,
letzte Kundmachungen der Geltungsbereiche
BGBl. Nr. 146 und 580/1976) hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem
Art. 27 Abs. 3 am 1. Jänner 1977 für die Bundes-
republik Deutschland in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde hat die Bundesrepublik Deutschland
nachstehende Vorbehalte erklärt und Erklärun-
gen abgegeben:

Zu A r t i k e l 5:

Die Durchsuchung und die Beschlagnahme von
Gegenständen ist nur zulässig, wenn die Voraus-
setzungen des Artikels 5 Absatz 1 Buchstaben a
und c des Europäischen Übereinkommens über
die Rechtshilfe in Strafsachen vorliegen.

Zu A r t i k e l 7: j

Das Ersuchen um Zustellung einer Ladung an,
einen Beschuldigten, der sich im Hoheitsgebiet
der Bundesrepublik Deutschland befindet, wird
grundsätzlich nur ausgeführt, wenn es den deut-
schen Behörden spätestens einen Monat vor dem
für das Erscheinen des Beschuldigten festgelegten
Zeitpunkt zugeht.

Z u A r t i k e l 11:

Die Überstellung eines Zeugen wird in allen.
Fällen des Absatzes 1 Unterabsatz 2 abgelehnt.

Zu A r t i k e l 16:

Sofern das Rechtshilfeersuchen und die bei-
gefügten Schriftstücke nicht in deutscher Sprache
abgefaßt sind, müssen Übersetzungen des Ersu-
chens und der Unterlagen in deutscher Sprache
oder in einer der Amtssprachen des Europarats
beigefügt werden.

Z u A r t i k e l 24:

Justizbehörden im Sinne dieses Übereinkom-
mens sind:

Der Bundesminister der Justiz, Bonn-Bad Godes-
berg;
der Bundesgerichtshof, Karlsruhe;

der Generalbundesanwalt bei dem Bundesge-
richtshof, Karlsruhe;
das Justizministerium Baden-Württemberg,
Stuttgart;
das Bayerische Staatsministerium der Justiz,
München;
der Senator für Justiz, Berlin;
der Senator für Rechtspflege und Strafvollzug,
Bremen;
die Justizbehörde der Freien und Hansestadt
Hamburg, Hamburg;
der Hessische Minister der Justiz, Wiesbaden;
der Niedersächsische Minister der Justiz,
Hannover;
der Justizminister des Landes Nordrhein-West-
falen, Düsseldorf;
das Ministerium der Justiz des Landes Rheinland-
Pfalz, Mainz;
der Minister für Rechtspflege des Saarlandes,
Saarbrücken;
der Justizminister des Landes Schleswig-Holstein,
Kiel;
das Bayerische Oberste Landesgericht, München;
die Oberlandesgerichte;
die Landgerichte;
die Amtsgerichte;
die Staatsanwaltschaft bei dem Bayerischen Ober-
sten Landesgericht, München;
die Staatsanwaltschaften bei den Oberlandes-
gerichten;
die Staatsanwaltschaften bei den Landgerichten;
die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen
zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbre-
chen, Ludwigsburg.

Die Bundesrepublik Deutschland hat ferner
die Erklärung nach Artikel 25 Abs. 3 abgegeben.

Kreisky

2 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 14. Dezember 1976 betreffend die Rati-
fikation des Europäischen Auslieferungsüber-
einkommens vom 13. Dezember 1957 durch

die Bundesrepublik Deutschland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat die Bundesrepublik Deutschland
am 2. Oktober 1976 ihre Ratifikationsurkunde
zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen
vom 13. Dezember 1957 (BGBl. Nr. 320/1969,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 433/1971) hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem
Art. 29 Abs. 3 am 1. Jänner 1977 für die Bundes-
republik Deutschland in Kraft.
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Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde hat die Bundesrepublik Deutschland fol-
gende Vorbehalte erklärt und Erklärungen ab-
gegeben:

Zu A r t i k e l 6:

Die Auslieferung eines Deutschen aus der Bun-
desrepublik Deutschland an das Ausland ist nach
Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland nicht zulässig
und muß daher in jedem Fall abgelehnt werden.

Der Begriff „Staatsangehörige" im Sinne des
Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe b des Europäischen
Auslieferungsübereinkommens umfaßt alle Deut-
schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land.

Zu A r t i k e l 21:

Bei einem Durchlieferungsverfahren nach Ar-
tikel 21 des Europäischen Auslieferungsüberein-
kommens wird Artikel 11 des Übereinkommens
entsprechend angewandt.

Zu A r t i k e l 21 A b s a t z 2:

Die Durchlieferung eines Deutschen durch das
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland

ist nach Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland
nicht zulässig und muß daher in jedem Fall ab-
gelehnt werden.

Zu A r t i k e l 21 A b s a t z 4 B u c h s t a b e a:

Für die Durchlieferung auf dem Luftweg durch
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land ohne Zwischenlandung wird die Zusicherung
verlangt, daß der Durchzuliefernde nach den im
ersuchenden Staat bekannten Tatsachen und den
in seinem Besitz befindlichen Unterlagen nicht
Deutscher ist und diese Rechtsstellung auch nicht
in Anspruch nimmt.

Zu A r t i k e l 23:

Sofern das Auslieferungsersuchen und die bei-
zubringenden Unterlagen nicht in deutscher
Sprache abgefaßt sind, müssen Übersetzungen des
Ersuchens und der Unterlagen in deutscher
Sprache oder in einer der Amtssprachen des
Europarats beigefügt werden.

Die Bundesrepublik Deutschland hat ferner
eine Erklärung nach Artikel 27 Abs. 3 abgegeben.

Kreisky
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